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Datum 23.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 R 3027/05
Datum 27.04.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 23. Mai
2005 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung auch im Zeitraum vom 01. Januar 2003 bis 31. Dezember 2004
streitig.

Die am 15. Juli 1946 geborene KlÃ¤gerin hat keine Ausbildung absolviert. Ihren
Angaben zufolge war sie nach dem Besuch von Grund- und Hauptschule zunÃ¤chst
in der Landwirtschaft ihrer GroÃ�eltern tÃ¤tig und hiernach von 1977 bis 1979 als
Scherenschleiferin, von 1979 bis 1980 bei der Firma K. in der Gurkenverarbeitung
und zuletzt von 1980 bis 30. September 2000 bei der G. GmbH als
Maschinenarbeiterin beschÃ¤ftigt. Das letzte ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch
betriebsbedingte KÃ¼ndigung seitens des Arbeitgebers. Seit 01. Oktober 2000 ist
die KlÃ¤gerin arbeitslos.
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Am 17. Dezember 2002 beantragte die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung. Den Antrag begrÃ¼ndete sie wie folgt: "SchwerhÃ¶rig,
SprachstÃ¶rung, Reizmagen, WirbelsÃ¤ulenprobleme, Hand nicht richtig
bewegungsfÃ¤hig"; ihrer EinschÃ¤tzung nach kÃ¶nne sie tÃ¤glich maximal noch ca.
ein bis zwei Stunden arbeiten. Sie gab an, zwei geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigungen zu
Entgelten von ca. EUR 60,- und ca. EUR 72,- auszuÃ¼ben. Die Beklagte veranlasste
eine Begutachtung durch ihre Ã�rztliche Untersuchungsstelle, wobei die
Internistin/Sozialmedizin Dr. R. ausweislich ihres Gutachtens vom 30. Januar 2003
zu der EinschÃ¤tzung gelangte, dass die KlÃ¤gerin leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten ohne Zwangshaltungen, Anforderungen an eine besondere
Kraftentfaltung beider HÃ¤nde sowie LÃ¤rmbelÃ¤stigung vollschichtig ausÃ¼ben
kÃ¶nne. Als Diagnosen erhob sie eine SchwerhÃ¶rigkeit (seit Geburt) mit
SprachstÃ¶rung, eine Fehlhaltung der WirbelsÃ¤ule ohne FunktionseinschrÃ¤nkung
und Wurzelreizsymptomatik, einen Reizmagen sowie einen Zustand nach
Ringbandspaltung eines Schnappfingers D3 rechts. DarÃ¼ber hinaus Ã¤uÃ�erte sie
den Verdacht auf ein Carpaltunnel-Syndrom beidseits. Mit Bescheid vom 13.
Februar 2003 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin im Wesentlichen mit der
BegrÃ¼ndung ab, mit dem vorhandenen LeistungsvermÃ¶gen kÃ¶nne sie auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch TÃ¤tigkeiten im Umfang von mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben; mit diesem LeistungsvermÃ¶gen liege weder eine
volle noch eine teilweise Erwerbsminderung bzw. BerufsunfÃ¤higkeit (BU) vor.
Dagegen erhob die KlÃ¤gerin mit der BegrÃ¼ndung Widerspruch, sie kÃ¶nne auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr vollschichtig tÃ¤tig sein. Der
Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid des bei der Beklagten gebildeten
Widerspruchsausschusses vom 29. April 2003 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen wandte sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 21. Mai 2003 beim Sozialgericht
(SG) Ulm erhobenen Klage. Sie verwies auf ihre Kraftlosigkeit in den HÃ¤nden,
rechts mehr als links, ihre extrem starke SchwerhÃ¶rigkeit beidseits, durch die die
VerstÃ¤ndigung nur durch lautes Sprechen und zusÃ¤tzliches Lippenablesen
mÃ¶glich sei, ihre PersÃ¶nlichkeitsstruktur sowie auf die bestehende, bisher nicht
erwÃ¤hnte SprachstÃ¶rung, die eine Kommunikation zusÃ¤tzlich erschwere. Durch
die EinschrÃ¤nkung der GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde kÃ¶nne sie nur noch an
ArbeitsplÃ¤tzen eingesetzt werden, die weder an die Grob- noch an die Feinmotorik
der HÃ¤nde hohe Anforderungen stellten. Solche ArbeitsplÃ¤tze zeichneten sich
jedoch dadurch aus, dass hÃ¶here Anforderungen an das VerstÃ¤ndnis von
ZusammenhÃ¤ngen und das Befolgen von differenzierten Anweisungen
bestÃ¼nden, wobei sie diesen AnsprÃ¼chen im Hinblick auf die starke
SchwerhÃ¶rigkeit, ihre PersÃ¶nlichkeitsstruktur und die SprachstÃ¶rung nicht
Rechnung tragen kÃ¶nne. Die qualitativen EinschrÃ¤nkungen begrÃ¼ndeten eine
volle Erwerbsminderung. Dies werde durch die vom SG veranlassten
AusfÃ¼hrungen des berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen M. bestÃ¤tigt, der
Ã¼berzeugend dargelegt habe, dass sie auch den Anforderungen der von der
Beklagten genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten einer"Warensortiererin bzw.
-prÃ¼ferin" und der zunÃ¤chst noch herangezogenen TÃ¤tigkeit als "Montiererin"
nicht mehr gerecht werden kÃ¶nne. Die Beklagte trat der Klage unter Vorlage ihrer
Verwaltungsakten und unter Aufrechterhaltung ihres bisherigen Standpunktes
entgegen. Sie machte geltend, HÃ¶rprobleme bzw. VerstÃ¤ndigungsschwierigkeiten
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stÃ¼nden einer ErwerbstÃ¤tigkeit nicht entgegen, insbesondere komme eine
TÃ¤tigkeit als Warensortiererin in Betracht. Dabei handle es sich um eine
TÃ¤tigkeit, bei der eine akustische VerstÃ¤ndigung mit anderen Kollegen oder
Vorgesetzten nur kurzzeitig bzw. ausnahmsweise erforderlich sei, da lediglich
stÃ¤ndig sich wiederholende ArbeitsvorgÃ¤nge auszufÃ¼hren seien. Sofern keine
besondere Kraftentfaltung der HÃ¤nde gefordert werde, stehe auch die
geringfÃ¼gige EinschrÃ¤nkung der Handfunktion einer solchen TÃ¤tigkeit nicht
entgegen. FÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als Warensortiererin seien ausreichend Stellen
vorhanden, was die vorgelegte Statistik zu der TÃ¤tigkeit "WarenprÃ¼fer/innen,
Sortierer/innen" in "Berufe im Spiegel der Statistik" zeige. Als weitere
VerweisungstÃ¤tigkeit komme die einer WarenprÃ¼ferin in Frage; an der zunÃ¤chst
weiter genannten TÃ¤tigkeit einer Montiererin hielt die Beklagte nicht fest. Sie
verwies auf das vorgelegte Urteil des Hessischen Landessozialgerichts (LSG) vom
27. Juni 2000 (L 2 RJ 366/98), legte verschiedene Stellenangebote fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit Warensortierer/in vor, die vom SG Suhl in dem Verfahren S 12 RJ 871/99
eingeholten berufskundlichen AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Ja. vom 30.
Juli 2001 sowie die Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere
Medizin/Sozialmedizin Dr. JÃ¶. vom 11. November 2004. Das SG hÃ¶rte den
Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Em. unter dem 25. Juni 2003 sowie den Arzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dr. Eb. unter dem 03. Juli 2003 schriftlich als sachverstÃ¤ndige
Zeugen, holte die berufskundliche Auskunft des frÃ¼heren Landesarbeitsamts
Baden-WÃ¼rttemberg vom 06. November 2003 ein und erhob das Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r Berufskunde M. vom 27. Mai 2004, der sich ergÃ¤nzend
unter dem 12. Juli und 05. Oktober 2004 Ã¤uÃ�erte. Nachdem die Beklagte im
Hinblick auf eine bei der KlÃ¤gerin im Dezember 2004 im Bereich des linken Beines
aufgetretene Tetraspastik bei Verdacht auf metachromatische Leukodystrophie
aufgrund eines Leistungsfalls vom 18. Dezember 2004 das Vorliegen der
Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 01. Januar
2005 anerkannt und die KlÃ¤gerin dieses Teilanerkenntnis angenommen hatte,
verurteilte das SG mit Urteil vom 23. Mai 2005 die Beklagte, der KlÃ¤gerin unter
Aufhebung des Bescheids vom 13. Februar 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29. April 2003 Rente wegen voller Erwerbsminderung
auch fÃ¼r den streitig gebliebenen Zeitraum vom 01. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2004 zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte es aus, die KlÃ¤gerin sei
bereits seit dem Jahr 2002 voll erwerbsgemindert, da ihr der Arbeitsmarkt wegen
der bestehenden gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen tatsÃ¤chlich verschlossen sei.
Dies beruhe auf der HÃ¶r- und KommunikationsstÃ¶rung, wobei die seit Geburt
bestehende HÃ¶r- und SprachstÃ¶rung zu einer PersÃ¶nlichkeitsstruktur gefÃ¼hrt
habe, die die Kommunikation zusÃ¤tzlich erschwere. Aufgrund ihrer HÃ¶rstÃ¶rung
und ihres schroffen, unzugÃ¤nglichen Verhaltens sei die KlÃ¤gerin nicht in der Lage,
Anweisungen und ErklÃ¤rungen, die auch bei den einfachen, von der Beklagten
genannten TÃ¤tigkeiten erteilt wÃ¼rden, zu verstehen bzw. zu begreifen, wodurch
ArbeitsvorgÃ¤nge so erschwert wÃ¼rden, dass diese nicht normal und ungestÃ¶rt
ablaufen kÃ¶nnten. Der Hinweis des Dr. Eb. in seiner Auskunft als
sachverstÃ¤ndiger Zeuge, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne Anweisungen und ErklÃ¤rungen
von Mitarbeitern kaum verstehen, habe sich durch das Verhalten der KlÃ¤gerin in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung bestÃ¤tigt. Wegen der weiteren Einzelheiten der
BegrÃ¼ndung wird auf den Inhalt des der Beklagten am 29. Juni 2005 gegen
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Empfangsbekenntnis zugestellten Urteils verwiesen.

Dagegen richtet sich die am 22. Juli 2005 schriftlich durch Fernkopie beim LSG
eingelegte Berufung der Beklagten, zu deren BegrÃ¼ndung sie geltend macht, die
KlÃ¤gerin leide bereits seit Geburt an einer SchwerhÃ¶rigkeit mit daraus
resultierenden SprachstÃ¶rungen und habe damit eine normale Grund- und
Hauptschule besucht, den FÃ¼hrerschein erwerben und berufstÃ¤tig sein kÃ¶nnen.
Dies belege, dass sie sich auf die SchwerhÃ¶rigkeit und deren Folgen im Laufe ihres
Lebens eingestellt habe. Eine VerstÃ¤ndigung sei nach dem Gutachten der Dr. R.
durch lautes Sprechen und zusÃ¤tzliches Lippenablesen durchaus mÃ¶glich
gewesen. Auch die nach Rentenantragstellung ausgeÃ¼bten Arbeiten hÃ¤tten ein
MindestmaÃ� an KommunikationsfÃ¤higkeit erfordert. Soweit das SG sich auf
seinen Eindruck in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 23. Mai 2005 gestÃ¼tzt
habe, sei zu bedenken, dass diese Verhandlung nach der am 18. Dezember 2004
aufgetretenen akuten Exazerbation mit Feststellung einer ausgedehnten
Leukoenzephalopathie stattgefunden habe. FÃ¼r die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit
seien auch nicht die FunktionseinschrÃ¤nkung der rechten Hand maÃ�geblich,
nachdem die Feinmotorik insoweit ungestÃ¶rt und lediglich die grobe Kraft etwas
herabgesetzt sei. Im Hinblick auf die WirbelsÃ¤ulenbeschwerden habe keine
FunktionseinschrÃ¤nkung und auch keine Wurzelreizsymptomatik bestanden.
Gerade auch die in geringfÃ¼gigem Umfang zuletzt ausgeÃ¼bten Arbeiten seien
sowohl mit WirbelsÃ¤ulenbelastungen als auch mit Anforderungen an die
Belastbarkeit der HÃ¤nde verbunden gewesen. Was die AusfÃ¼hrungen des
berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen M. anbelange, sei zu berÃ¼cksichtigen, dass
dieser zum Teil von falschen Tatsachen ausgegangen sei. So habe er einerseits
zugrunde gelegt, dass der KlÃ¤gerin lediglich noch leichte TÃ¤tigkeiten zumutbar
seien, wÃ¤hrend diese leichte bis mittelschwere Arbeiten verrichten kÃ¶nne, und
andererseits eine besondere Kraftentfaltung beider HÃ¤nde nicht erfolgen solle,
obwohl dies durch das medizinische Beweisergebnis gerade nicht bestÃ¤tigt werde.
Im Ã�brigen gebe der SachverstÃ¤ndige die maximalen sozialmedizinischen
Anforderungen der streitigen Berufsbilder wieder, obwohl die dort aufgestellten
Anforderungen gerade nicht auf jeden Arbeitsplatz zutrÃ¤fen. Sofern die KlÃ¤gerin
einzelne Anforderungen nicht erfÃ¼llen kÃ¶nne, heiÃ�e dies nicht, dass sie an
entsprechenden ArbeitsplÃ¤tzen Ã¼berhaupt nicht arbeiten kÃ¶nne, sondern nur,
dass sie nicht in der Lage sei, alle in Frage kommenden ArbeitsplÃ¤tze
auszufÃ¼llen. Nachdem die KlÃ¤gerin sich auf die SchwerhÃ¶rigkeit und deren
Folgen lÃ¤ngst eingestellt habe und erhebliche LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht
vorlÃ¤gen, bestehe letztlich auch keine Benennungspflicht.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 23. Mai 2005 aufzuheben und die Klage
abzuweisen. Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r richtig. Nicht nachvollziehbar sei die
Auffassung der Beklagten, sie habe sich aufgrund ihrer Erwerbsbiographie auf die
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gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen einstellen kÃ¶nnen; vielmehr habe sich bei
ihr aufgrund der lange bestehenden HÃ¶r- und SprachstÃ¶rung eine
PersÃ¶nlichkeitsstruktur entwickelt, die die Kommunikation zusÃ¤tzlich erschwere.
Hierdurch sei ihr der Arbeitsmarkt verschlossen. FÃ¼r den vom SG in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewonnenen Eindruck spiele im Ã�brigen die am 18.
Dezember 2004 aufgetretene Krankheitsverschlimmerung keine maÃ�gebliche
Rolle. Das SG habe ausdrÃ¼cklich nur den Eindruck bestÃ¤tigt, den Dr. Eb. im
Rahmen seiner Auskunft als sachverstÃ¤ndiger Zeuge vom 03. Juli 2003 bereits
mitgeteilt gehabt habe. Eine konkrete VerweisungstÃ¤tigkeit sei vorliegend zu
benennen. Dass sie die herangezogene TÃ¤tigkeit einer Warensortiererin nicht
ausÃ¼ben kÃ¶nne, habe der berufskundliche SachverstÃ¤ndige M. zutreffend und
ausfÃ¼hrlich dargelegt. Sofern die Beklagte sich auf einzelne TÃ¤tigkeiten beziehen
wolle, seien diese konkret zu benennen und mit ihrem verbliebenen
LeistungsvermÃ¶gen zu vergleichen; insoweit mÃ¼sse auch festgestellt werden, ob
solche ArbeitsplÃ¤tze Ã¼berhaupt in nennenswerter Anzahl am Arbeitsmarkt
vorhanden sind.

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung des Senats
durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Akten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis
der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entschieden hat, ist statthaft und zulÃ¤ssig; sie ist auch begrÃ¼ndet.

Das SG hÃ¤tte der Klage, soweit zwischen den Beteiligten noch die GewÃ¤hrung
einer Rente wegen voller Erwerbsminderung fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Januar
2003 bis 31. Dezember 2004 im Streit steht, nicht stattgeben und die Beklagte zu
einer entsprechenden RentengewÃ¤hrung verurteilen dÃ¼rfen. Denn die KlÃ¤gerin
war in dem maÃ�geblichen Zeitraum im Sinne des Â§ 43 des Sechsten Buches des
Sozialgesetzbuchs (SGB VI) weder voll noch teilweise erwerbsgemindert.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB VI haben Versicherte bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen voller bzw. teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie voll bzw. teilweise erwerbsgemindert sind (Nr. 1), in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Nr. 2)
und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr.
3). Dabei sind voll erwerbsgemindert Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). Nach Satz 3 dieser Regelung
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sind voll erwerbsgemindert auch Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI, die
wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
tÃ¤tig sein kÃ¶nnen (Nr. 1) und Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der
allgemeinen Wartezeit voll erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht
erfolgreichen Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt (Nr. 2). Teilweise
erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbtÃ¤tig zu sein. Erwerbsgemindert ist nicht, wer unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs. 3 SGB VI).

Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin in dem vorliegend noch im Streit
stehenden Zeitraum vom 01. Januar 2003 bis 31. Dezember 2004 nicht. Der Senat
vermag nicht festzustellen, dass das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin bereits
seinerzeit so weit herabgesunken war, dass sie unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes nicht zumindest sechs Stunden tÃ¤glich hÃ¤tte
erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nnen. Der Senat teilt insbesondere nicht die EinschÃ¤tzung
des SG, das aus der bei der KlÃ¤gerin zu objektivierenden HÃ¶r- und
SprachstÃ¶rung, die zu einer die Kommunikation zusÃ¤tzlich erschwerenden
PersÃ¶nlichkeitsstruktur gefÃ¼hrt habe, abgeleitet hat, dass ihr der Arbeitsmarkt
tatsÃ¤chlich verschlossen sei, weil sie Anweisungen und ErklÃ¤rungen selbst bei
einfachen TÃ¤tigkeiten nicht verstehe bzw. begreife und die ArbeitsvorgÃ¤nge
daher so erschwert wÃ¼rden, dass ein normaler ungestÃ¶rter Arbeitsablauf nicht
gewÃ¤hrleistet und daher auch nicht vorstellbar sei, dass die KlÃ¤gerin auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt von einem Arbeitgeber eingestellt worden wÃ¤re. Das SG
bezieht sich insoweit auf den in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 23. Mai 2005
von der KlÃ¤gerin gewonnenen Eindruck, der die AusfÃ¼hrungen des Dr. Eb. in
seiner Auskunft als sachverstÃ¤ndiger Zeuge bestÃ¤tigt habe, wonach die
KlÃ¤gerin Anweisungen und ErklÃ¤rungen von Mitarbeitern kaum verstehen
kÃ¶nne. DiesbezÃ¼glich hat die Beklagte zutreffend darauf hingewiesen, dass der
Eindruck, den die erkennende Kammer im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung
am 23. Mai 2005 von der KlÃ¤gerin gewonnen hat, nicht ohne weiteres den Zustand
widerspiegelt, wie er in dem hier streitigen Zeitraum in den Jahren 2003 und 2004
bestanden hat. Denn im Dezember 2004 hat sich der Gesundheitszustand der
KlÃ¤gerin durch Eintritt einer Tetraspastik bei Verdacht auf metachromatische
Leukodystrophie so drastisch verschlechtert, dass der KlÃ¤gerin auch nach
Auffassung der Beklagten seither keine ErwerbstÃ¤tigkeit mehr zugemutet werden
kann, weshalb ihr ab 01. Januar 2005 auch die beantragte Rente wegen voller
Erwerbsminderung bewilligt wurde. Soweit Dr. Eb. im Rahmen seiner bereits
erwÃ¤hnten Auskunft dargelegt hat, dass durch die bestehende HÃ¶rminderung die
sprachliche VerstÃ¤ndigung der KlÃ¤gerin stark beeintrÃ¤chtigt sei und diese somit
Anweisungen, KundenwÃ¼nsche und MitarbeitergesprÃ¤che kaum verstehe und
zudem WarntÃ¶ne sowie akustische Informationen aus GerÃ¤ten nicht verarbeiten
kÃ¶nne, rechtfertigt dies auch unter dem von Dr. Eb. aufgefÃ¼hrten weiteren
Gesichtspunkt, dass die KlÃ¤gerin recht misstrauisch sei und hÃ¤ufig missgelaunt
wirke, was die Zusammenarbeit mit Kollegen und Vorgesetzten erheblich
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erschwere, nicht die getroffene Schlussfolgerung, der KlÃ¤gerin sei der
Arbeitsmarkt krankheits- bzw. behinderungsbedingt verschlossen. Dieser Annahme
steht nach Ã�berzeugung des Senats schon entgegen, dass die SchwerhÃ¶rigkeit
bereits seit Geburt vorliegt und die daraus resultierenden SprachstÃ¶rungen die
KlÃ¤gerin sowohl durch die Zeit der Schulausbildung wie auch das gesamte
Berufsleben begleitet haben, ohne dass erkennbar wÃ¤re, dass die KlÃ¤gerin
hierdurch in wesentlichem Umfang vom Erwerbsleben ausgeschlossen worden
wÃ¤re. So war die KlÃ¤gerin nach dem Besuch der Grund- und Hauptschule und
einer in der groÃ�elterlichen Landwirtschaft anschlieÃ�end ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit
von 1977 bis zum Jahr 2000, also insgesamt Ã¼ber 33 Jahre hinweg, durchgehend
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt, und zwar zunÃ¤chst von 1977 bis 1979 als
Scherenschleiferin, anschlieÃ�end bis 1980 bei der Firma Kaufmann in der
Gurkenverarbeitung und hiernach rund 20 Jahre als Maschinenarbeiterin. Dabei
wurde das letzte BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nicht etwa im Hinblick auf die zu
beurteilenden gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen beendet, sondern aus
betriebsbedingten GrÃ¼nden wegen Verkaufs der Firma. Auch nach Beendigung
dieses ArbeitsverhÃ¤ltnisses war es der KlÃ¤gerin trotz ihrer EinschrÃ¤nkungen
wiederum gelungen â�� wenn auch nur stundenweise â�� eine TÃ¤tigkeit als
Putzhilfe zu finden und tatsÃ¤chlich auszuÃ¼ben. All dies zeigt auf, dass die
angesprochenen GesundheitsstÃ¶rungen im Berufsleben der KlÃ¤gerin nicht die
schwerwiegenden Auswirkungen hatten, wie sie das SG nunmehr fÃ¼r den noch im
Streit stehenden Zeitraum angenommen hat. FÃ¼r den Senat ist kein Grund
ersichtlich, weshalb gerade fÃ¼r den Zeitraum ab Rentenantragstellung davon
auszugehen ist, dass fÃ¼r die betriebsbedingt gekÃ¼ndigte KlÃ¤gerin der
Arbeitsmarkt nunmehr tatsÃ¤chlich verschlossen gewesen sein soll. Insbesondere
ergeben sich auch aus dem im Verwaltungsverfahren durch Dr. R. erstatteten
Gutachten vom 30. Januar 2003 keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass hinsichtlich der
KommunikationsfÃ¤higkeit zum Zeitpunkt der Rentenantragstellung eine deutliche
Verschlimmerung eingetreten wÃ¤re. So war die Gutachterin, wie ihre
AusfÃ¼hrungen aufzeigen, durchaus in der Lage, eine umfassende Anamnese zu
erheben; auch beschreibt sie, dass eine VerstÃ¤ndigung durch lautes Sprechen und
Lippenablesen mÃ¶glich und die Sprache der KlÃ¤gerin durchaus zu verstehen
gewesen sei. Ebenso sind auch der Auskunft des Dr. Eb. keine Hinweise zu
entnehmen, die auf eine deutliche Verschlechterung der HÃ¶r- und
KommunikationsstÃ¶rung um den Zeitpunkt der Rentenantragstellung schlieÃ�en
lassen kÃ¶nnten. Im Hinblick auf all diese Gesichtspunkte konnte sich der Senat
nicht davon Ã¼berzeugen, dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin aufgrund der auch nach
Auskunft des Dr. Eb. ganz im Vordergrund stehenden HÃ¶r- und
KommunikationsstÃ¶rung nur eine theoretische MÃ¶glichkeit bestand, eine
vollschichtige ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben.

Der Senat geht auch nicht davon aus, dass im Hinblick auf die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) zur Verschlossenheit des Arbeitsmarktes trotz
sechsstÃ¼ndiger ErwerbsfÃ¤higkeit wegen dem Vorliegen schwerer spezifischer
LeistungseinschrÃ¤nkungen eine konkrete VerweisungstÃ¤tigkeit zu benennen
wÃ¤re. Denn die bei der KlÃ¤gerin zu berÃ¼cksichtigenden EinschrÃ¤nkungen sind
in ihrer Gesamtheit nicht so ungewÃ¶hnlich oder schwer, dass nicht ohne weiteres
davon ausgegangen werden kann, dass es auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine
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ausreichende Anzahl von ArbeitsplÃ¤tzen gab. So kamen fÃ¼r die KlÃ¤gerin im
Hinblick auf die HÃ¶r- und SprachstÃ¶rungen zwar TÃ¤tigkeiten nicht in Betracht,
die AnsprÃ¼che an das HÃ¶rvermÃ¶gen stellten, wie beispielsweise TÃ¤tigkeiten
mit Publikumsverkehr, und TÃ¤tigkeiten mit LÃ¤rmbelastungen, unter Zeitdruck
sowie mit Nachtschicht. Zwar waren auch im Hinblick auf die Fehlhaltung der
WirbelsÃ¤ule, die mit gelegentlichen Schmerzen im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule
und LendenwirbelsÃ¤ule verbunden war, jedoch nicht mit
FunktionseinschrÃ¤nkungen oder einem Wurzelreizsyndrom, EinschrÃ¤nkungen zu
berÃ¼cksichtigen; jedoch konnte diesen hinreichend damit Rechnung getragen
werden, dass die KlÃ¤gerin schwere kÃ¶rperliche Arbeiten sowie TÃ¤tigkeiten in
Zwangshaltungen zu meiden hatte. Nachdem bei der KlÃ¤gerin im Ã�brigen die
grobe Kraft der rechten Hand etwas eingeschrÃ¤nkt war, ohne dass eine StÃ¶rung
der Feinmotorik vorlag, waren weiterhin TÃ¤tigkeiten auszuschlieÃ�en, die eine
besondere Kraftentfaltung der rechten Hand erforderten. Mit dem hiernach
vorhandenen LeistungsvermÃ¶gen (leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten ohne
Zwangshaltungen, Notwendigkeit besonderer Kraftentfaltung der rechten Hand,
AnsprÃ¼che an das HÃ¶rvermÃ¶gen, besonderen Zeitdruck und Nachtschicht sowie
nicht unter LÃ¤rmeinwirkung) lieÃ�en sich jedoch durchaus Bereiche des
allgemeinen Arbeitsmarktes mit ArbeitsplÃ¤tzen beschreiben, denen die KlÃ¤gerin
mit ihrem LeistungsvermÃ¶gen noch Rechnung tragen konnte. So ist insbesondere
das Arbeitsfeld der Warensortierer zu nennen, in dem nach der von der Beklagten
vorgelegten Statistik im Jahr 2001 noch rund 140.000 Personen beschÃ¤ftigt waren,
von denen rund ein Viertel â�� ebenso wie die KlÃ¤gerin â�� ohne abgeschlossene
Berufsausbildung war. Wie der im erstinstanzlichen Verfahren hinzugezogene
berufskundliche SachverstÃ¤ndige M. ausgefÃ¼hrt hat, besteht die Aufgabe und
TÃ¤tigkeit des Warensortierers im PrÃ¼fen, Sortieren und Kontrollieren von Waren
aller Art (beispielsweise landwirtschaftlicher und Naturprodukte, Altmaterial, Teil-
oder Endprodukten verschiedenster Art) nach vorgegebenen Werten und
Merkmalen hinsichtlich des Aussehens, der Beschaffenheit, des Gewichts, der
GrÃ¶Ã�e, der Verwendbarkeit und des Funktionierens, gegebenenfalls auch im
Aussondern beanstandeter Waren, Materialien u.Ã¤. oder Veranlassen einer
nochmaligen Bearbeitung bzw. Ausbesserung. Wie der SachverstÃ¤ndige weiter
ausgefÃ¼hrt hat, ist der berufliche Ansatz vielfÃ¤ltig und erstreckte sich von
landwirtschaftlichen und Naturprodukten be- und verarbeitender Unternehmen
Ã¼ber Betriebe, die Altstoffe und MÃ¼ll trennen und verarbeiten bis hin zu
Unternehmen, die elektrische und elektronische GerÃ¤te herstellen. Dabei handelt
es sich um kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere Arbeiten, die Ã¼berwiegend in
geschlossenen RÃ¤umen sowie in wechselnder KÃ¶rperhaltung von Sitzen und
Stehen ausgeÃ¼bt werden. Zum Teil sind Zwangshaltungen wie BÃ¼cken, Hocken,
Knien und eine vornÃ¼ber gebeugte Haltung erforderlich; darÃ¼ber hinaus werden
die TÃ¤tigkeiten zum Teil in Wechselschicht und unter LÃ¤rmeinfluss ausgeÃ¼bt.
Ein Spektrum dieser TÃ¤tigkeiten konnte die KlÃ¤gerin trotz ihrer
LeistungseinschrÃ¤nkungen ohne weiteres ausÃ¼ben. Angesichts der groÃ�en Zahl
der insoweit erfassten TÃ¤tigkeiten, des vielfÃ¤ltigen beruflichen Ansatzes und des
breiten Vorkommens in den verschiedensten Branchen sieht der Senat keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass ArbeitsplÃ¤tze, die von der KlÃ¤gerin ausgefÃ¼llt
werden konnten, nur in ganz geringer Zahl vorhanden waren. Dem gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen M. ist zwar zuzugeben, dass die KlÃ¤gerin nicht die
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Anforderungen erfÃ¼llte, die es erlauben wÃ¼rden, sie auf sÃ¤mtlichen insoweit in
Betracht kommenden ArbeitsplÃ¤tzen einzusetzen, weil ihr medizinisches
"FÃ¤higkeitsprofil â�¦ in dieser VerweisungstÃ¤tigkeit nicht vollumfÃ¤nglich
berÃ¼cksichtigt" wird, da zum Teil Zwangshaltungen eingenommen werden
mÃ¼ssen, zum Teil Schichtarbeit geleistet werden muss und zum Teil
LÃ¤rmbelastungen nicht ausgeschlossen werden kÃ¶nnen. Allerdings ist auch nicht
erforderlich, dass die KlÃ¤gerin sÃ¤mtlichen ArbeitsplÃ¤tzen dieses Berufsfeldes mit
ihrem LeistungsvermÃ¶gen Rechnung zu tragen vermochte. Insoweit ist
ausreichend, dass hinreichend ArbeitsplÃ¤tze vorhanden waren, die der
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin noch entsprachen. Wenn aber TÃ¤tigkeiten als
Warensortierer lediglich zum Teil in Zwangshaltungen, in Schichtarbeit und unter
LÃ¤rmbelastungen ausgeÃ¼bt werden mÃ¼ssen, rechtfertigt dies ohne weiteres
den Schluss, dass auch ArbeitsplÃ¤tze vorhanden waren, die mit diesen
Belastungen gerade nicht verbunden sind.

Der Senat geht nach alledem davon aus, dass die KlÃ¤gerin mit dem ihr
verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen in den Jahren 2003 und 2004 durchaus noch
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes auszuÃ¼ben vermochte und fÃ¼r sie
eine nicht nur theoretische Chance bestand, einen solchen Arbeitsplatz zu erhalten.
Dass die KlÃ¤gerin im Hinblick auf ihr Alter und die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse
des Arbeitsmarktes kaum Chancen gehabt hÃ¤tte, auf einem entsprechenden
Arbeitsplatz auch tatsÃ¤chlich eingestellt zu werden, ist dabei unerheblich. Denn Â§
43 Abs. 3 SGB VI bestimmt ausdrÃ¼cklich, dass die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht
zu berÃ¼cksichtigen ist.

Da die KlÃ¤gerin nach alledem keinen Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung vom 01. Januar 2003 bis 31. Dezember 2004 hat, war das
angefochtene Urteil des SG aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

FÃ¼r eine Zulassung der Revision bestand keine Veranlassung.

Erstellt am: 30.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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